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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, 

zum Entwurf einer 

Verordnung des Bundeskanzlers zur Festlegung

von IKT-Standards betreffend den einheitlichen ELAK
GZ BKA-410.004/0031-I/11/2012

Die ÖAR erlaubt sich, zu oben angeführtem Entwurf die Stellungnahme ihrer Mitgliedsorganisation, des Blinden- und Sehbehindertenverbandes Österreich (BSVÖ), abzugeben:

Es handelt sich bei der gegenständlichen Verordnung um eine begrüßenswerte Initiative. Wir begrüßen zwar grundsätzlich § 1 Absatz 5 mit der Formulierung: “Der einheitliche ELAK hat die Anforderungen der Barrierefreiheit nach dem Stand der Technik zu erfüllen und Benutzeroberflächen aufzuweisen, die den Anforderungen der geschlechtergerechten Formulierung entsprechen.” Leider findet sich weder im Verordnungs-Entwurf, noch in den beigefügten Erläuterungen eine weitere Präzisierung der Barrierefreiheit.

Es genügt nämlich nicht, blinden und hochgradig sehbehinderten UserInnen eine nicht barrierefrei programmierte, aber durch Screenreader-Anpassungen nutzbar gemachte ELAK-Textversion zur Verfügung zu stellen, wie es bei dem derzeitigen ELAK der Fall ist. Da dieser Unterschied von der technischen Seite (technische Barriere) nicht sein müsste und man das Aktenverwaltungssystem durchaus auch so programmieren könnte, dass es keiner zusätzlichen kostspieligen Screenreader-Anpassung mehr bedarf, handelt es sich in diesem Fall nämlich um eine klassische Diskriminierung im Sinne des österreichischen Behindertengleichstellungsrechtes. 

Durch den ELAK stellt der Bund als Dienstgeber allen MitarbeiterInnen ein Arbeitsumfeld zur Verfügung. Dieses muss zumindest seit Inkrafttreten der Antidiskriminierungsbestimmungen für die Arbeitswelt nach §§ 7a bis 7q des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG) am 1. Jänner 2006 auch von allen Bediensteten in gleicher Weise benutzt werden können (vgl. dazu etwa § 7b Absatz 1 Ziffer 6). 

Daraus abgeleitet könnten alle betroffenen Bundesbediensteten gegen ihren Dienstgeber ein Schlichtungsverfahren gemäß §§ 7a bis 7q BEinstG zur Bekämpfung einer Diskriminierung in der Arbeitswelt anstrengen, ebenso gegen die Softwarefirma wegen Inverkehrbringens eines nicht barrierefrei programmierten webbasierten Arbeitsumfeldes in der Arbeitswelt. Bei derartigen Diskriminierungstatbeständen von allgemeinem Interesse droht zudem eine Verbandsklage durch die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR).

Nicht zuletzt möchten wir in diesem Zusammenhang explizit auch an das Benachteiligungsverbot für Menschen mit Behinderungen in Art. 7 Absatz 1 B-VG, die e-Governmentstrategie des Bundes, das e-Governmentgesetz und das Regierungsprogramm erinnern.

Die ÖAR fordert daher den § 1 Absatz 5 der Verordnung wie folgt zu formulieren: 
“Der einheitliche ELAK hat die Anforderungen der Barrierefreiheit nach dem Stand der Technik zu erfüllen und Benutzeroberflächen aufzuweisen, die den Anforderungen der geschlechtergerechten Formulierung entsprechen. Blinden und hochgradig sehbehinderten Menschen muss dieselbe, natürlich barrierefreie Programmversion wie sehenden Menschen zur Verfügung gestellt werden.” 

Die Erläuterungen zu § 1 Absatz 5 sind wie folgt zu ergänzen: “Im Sinne der Barrierefreiheit muss schon bei der Ausschreibung verlangt werden, dass diese bereits derart in die Software implementiert wird, dass es keinerlei technischer Anpassungen von Hilfsprogrammen blinder und sehbehinderter Menschen (z.B. Screenreader) mehr bedarf. Blinden und sehbehinderten UserInnen muss dieselbe, natürlich barrierefreie Programmversion wie sehenden Menschen zur Verfügung gestellt werden.”

Wir hoffen, dass die berechtigten Forderungen, im Sinne des geltenden Behindertengleichstellungsrechtes in Österreich, Eingang in die gegenständliche ELAK-Verordnung finden.
Wien, 4.9.2012
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